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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Hans Frintrup G mbH 
 
 
I. Geltung der Bedingungen 
 

1. Die Lieferungen, Leistungen und Angebote des Lieferers erfolgen ausschließlich aufgrund dieser 
Geschäftsbedingungen. Entgegenstehende oder abweichende Bedingungen des Bestellers 
werden nicht anerkannt, es sei denn, deren Geltung wurde ausdrücklich schriftlich zugestimmt. 
Die vorliegenden Geschäftsbedingungen gelten auch dann, wenn Lieferungen an den Besteller in 
Kenntnis entgegenstehender bzw. abweichender Bedingungen vorbehaltlos an diesen ausgeführt 
werden.  

 
2. Die vorliegenden Geschäftsbedingungen gelten für alle künftigen Geschäfte mit dem Besteller, 

selbst wenn sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden.  
 
II. Angebot und Vertragsschluss  
 

1. Angebote des Lieferers sind freibleibend, sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes 
ergibt. Annahmeerklärungen und Bestellungen bedürfen zur Rechtswirksamkeit der schriftlichen 
Bestätigung des Lieferers. 

 
2. Zeichnungen, Abbildungen, Maße und Gewichte sind nur verbindlich, wenn dies ausdrücklich 

vereinbart ist. 
 

 
III.  Lieferfristen, Verzug 
 

1. Die Einhaltung der Lieferverpflichtung und der Lieferzeit durch den Lieferer setzt die rechtzeitige 
und ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtung des Bestellers voraus. Die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrags bleibt vorbehalten. 

 
2. Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, 

so ist der Lieferer berechtigt, den ihm dadurch entstandenen Schaden, welcher auch etwaige 
Mehraufwendungen beinhaltet, vom Besteller ersetzt zu verlangen. Weitergehende Ansprüche 
bleiben vorbehalten. 

 
 Sofern der Besteller in Annahmeverzug kommt oder seine sonstigen Mitwirkungspflichten 

schuldhaft verletzt, geht die Gefahr eines zufälligen Unterganges oder eine zufälligen 
Verschlechterung der Liefergegenstände in diesem Zeitpunkt auf ihn über. 

 
3. Die Haftung des Lieferers folgt aus den gesetzlichen Bestimmungen, soweit der Vertrag zwischen 

den Parteien ein Fixgeschäft im Sinne von § 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB oder § 376 HGB ist.  
 
 Weiterhin folgt die Haftung aus den gesetzlichen Bestimmungen, soweit der Besteller in Folge 

eines vom Lieferer zu vertretenen Lieferverzuges berechtigterweise geltend machen kann, dass 
sein Interesse an der weiteren Vertragserfüllung in Fortfall geraten ist. 

 
 Die gesetzliche Haftung gilt außerdem, sofern der Lieferverzug auf einer vom Lieferanten zu 

vertretenen vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Vertragsverletzung beruht. Sofern jedoch die zu 
vertretende Vertragsverletzung keine vorsätzliche ist, ist die Schadensersatzhaftung auf den 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. 

 
 Die gesetzliche Haftung gilt auch, soweit der vom Lieferer zu vertretende Lieferverzug auf einer 

schuldhaften Verletzung einer wesentlichen Vertragspflichtverletzung beruht. 
 
 Die Schadensersatzhaftung ist in diesen Fällen auf den vorhersehbaren, typischerweise 

eintretenden Schaden begrenzt. 
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4. Kommt der Lieferer in Verzug, kann der Besteller – soweit er nachweist, dass ihm hieraus ein 
Schaden entstanden ist - eine pauschalierte Entschädigung für jede vollendete Woche des 
Verzuges in Höhe von 0,5 %, insgesamt jedoch höchstens 5 % des Lieferwertes geltend machen. 

 
 Entschädigungsansprüche des Bestellers, welche über die im vorangegangenen Absatz 

genannten Grenzen hinausgehen, sind in allen Fällen verspäteter Lieferung, auch nach Ablauf 
einer der Lieferin gesetzten Nachfrist, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, sofern in den Fällen des 
Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit gesetzlich zwingend gehaftet wird.  

 
5. Soweit ein vom Lieferer nicht zu vertretendes vorübergehendes Leistungshindernis vorliegt, 

verlängern sich die Lieferfrist für den Lieferer um einen dem Leistungshindernis entsprechenden 
angemessenen Zeitraum; dies gilt insbesondere bei höherer Gewalt, Streiks, Verkehrsstörungen 
und anderen nach Vertragsschluss eintretenden, unvorhergesehenen und auch durch die 
notwendige Sorgfalt nicht abwendbaren Leistungshindernissen, die der Lieferer nicht zu vertreten 
hat, auch wenn diese Leistungshindernisse beim Vorlieferanten oder Hersteller eintreten. 

 
 In einem solchen Fall wird der Lieferer den Besteller über die voraussichtliche Dauer der 

Verzögerung unverzüglich informieren.  
 
6. Eine Änderung der gesetzlichen Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den Absätzen 3 

bis 5 nicht bezweckt. 
 
7. Das gesetzliche Rücktrittsrecht des Bestellers bleibt durch die Absätze 3 und 4 unberührt. 
 

 
IV. Lieferumfang 
 

1. Der Lieferumfang wird durch die schriftliche Auftragsbestätigung des Lieferers bestimmt. 
 

2. Die Lieferung erfolgt in Verpackungseinheiten, die in der im Zeitpunkt der Bestellung gültigen 
Preisliste des Lieferers ausgewiesen sind. Abweichende Bestellmengen werden automatisch 
angepasst. 

 
3. Teillieferungen innerhalb der vereinbarten Lieferfristen sind zulässig, soweit sich dadurch keine 

Gebrauchsnachteile ergeben. 
 
 
 
V. Annullierungskosten 
 
Tritt der Besteller unberechtigt von einem erteilten Auftrag zurück, kann der Lieferer unbeschadet der 
Möglichkeit, einem höheren tatsächlichen Schaden geltend zu machen, 15 % des Verkaufspreises für die 
durch die Bearbeitung des Auftrages entstandenen Kosten und für entgangenen Gewinn fordern. Dem 
Besteller bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein Schaden nicht oder in geringerer Höhe eingetreten ist.  
 
 
VI. Verpackung und Versand 
 
Kunststoff-Transportbehälter bleiben Eigentum des Lieferers. Sonstige Verpackungen werden Eigentum 
des Bestellers und vom Lieferer berechnet. Porto- und Verpackungsspesen werden gesondert in 
Rechnung gestellt. Die Wahl der Versandart erfolgt nach bestem Ermessen. 
 
 
VII. Abnahme und Gefahrübergang 
 

1. Der Besteller ist verpflichtet, den Liefergegenstand abzunehmen. Bleibt der Besteller mit der 
Annahme des Liefergegenstandes länger als vierzehn Tage ab Zugang der 
Bereitstellungsanzeige im Rückstand, so ist der Lieferer berechtigt nach Ablauf dieser vierzehn 
Tage vom Vertrag zurückzutreten und Schadensersatz statt der Leistung zu verlangen. Der Ablauf 
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der vierzehn Tage braucht für den Rücktritt und das Schadensersatzverlangen vom Lieferer nicht 
abgewartet zu werden, falls der Besteller die Annahme der Lieferung ernsthaft bzw. endgültig 
verweigert, oder offenkundig bei der Abnahme nicht in der Lage wäre, den Kaufpreis zu 
entrichten. 

 
2. Die Lieferung erfolgt nach Maßgabe der in der Auftragsbestätigung festgelegten Handelsklausel, 

für deren Auslegung die INCOTERMS in der bei Vertragsschluss gültigen Fassung Anwendung 
finden.  

 
 
VIII. Preisänderungen 
 
Preisänderungen sind zulässig, wenn zwischen Vertragsabschluss und vereinbartem Liefertermin mehr 
als vier Monate liegen. Erhöhen sich danach bis zur Fertigstellung der Lieferung die Löhne, die 
Materialkosten oder die marktmäßigen Einstandspreise, so ist der Lieferer berechtigt, den Preis 
angemessen entsprechend den Kostensteigerungen zu erhöhen. Der Besteller ist zum Rücktritt nur 
berechtigt, wenn die Preiserhöhung den Anstieg der allgemeinen Lebenserhaltungskosten zwischen 
Bestellung und Auslieferung nicht nur unerheblich übersteigt. Ist der Besteller Unternehmer, eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, sind 
Preisänderungen gemäß der vorgenannten Regelung zulässig, wenn zwischen Vertragsabschluss und 
vereinbartem Liefertermin mehr als sechs Wochen liegen. 
 
 
IX. Gewährleistung 
 

1. Die Mängelrechte des Bestellers setzen voraus, dass dieser seinen nach § 377 HGB 
geschuldeten Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist. 

 
2. Soweit ein Mangel der Liefergegenstände sich innerhalb der Verjährungsfrist zeigt, ist dieser nach 

Wahl des Lieferers unentgeltlich nachzubessern oder neu zu liefern, sofern die Ursache für den 
Sachmangel bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 
 
Im Falle der Mangelbeseitigung werden die zu diesem Zweck erforderlichen Aufwendungen, 
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten nur soweit getragen, als dass sich 
diese nicht dadurch erhöhen, dass die Kaufsache an einen anderen Ort als den Erfüllungsort 
verbracht wurde. 
 
Ist die Nacherfüllung endgültig fehlgeschlagen, so kann der Besteller nach seiner Wahl vom 
Vertrag zurücktreten oder mindern. 
  

3. Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 12 Monate ab Gefahrübergang. 
 

Hiervon unberührt bleibt die Verjährungsfrist im Falle eines Lieferregresses nach den §§ 478, 479 
BGB. Sie beträgt fünf Jahre ab der Ablieferung der Sache. 
 
Ebenfalls unberührt bleibt die Verjährungsfrist nach §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 und § 634a BGB. 

 
4. Bei Mängelrügen dürfen Zahlungen des Bestellers in einem Umfang zurückgehalten werden, der 

in einem angemessenen Verhältnis zu den auftretenden Sachmängeln steht. Der Besteller kann 
Zahlungen nur zurück halten, soweit eine Mängelrüge ihm noch möglich ist.  

 
5. Erfolgt die Mängelrüge zu Unrecht, ist der Lieferer berechtigt, die ihm entstandenen 

Aufwendungen vom Besteller ersetzt zu verlangen. 
 
6. Mängelansprüche sind ausgeschlossen bei einer nur unerheblichen Abweichung von der 

vereinbarten Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Minderung der Brauchbarkeit, bei natürlicher 
Abnutzung  oder Schäden, die nach Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger 
Behandlung, übermäßiger Beanspruchung oder aufgrund besonderer äußerer Einflüsse 
entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. 
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7. Die Herstellung von Auftrags- und Sonderanfertigungen nach Kundenvorgaben geschieht auf 
Gefahr und Risiko des Bestellers. Die etwaige Zusicherung technischer Eigenschaften geschieht 
jeweils ausdrücklich schriftlich bei Auftragserteilung. Darüber hinaus haftet der Auftraggeber für 
die Richtigkeit, Vollständigkeit und Umsetzbarkeit seiner technischen Vorgaben selber, auch 
Dritten gegenüber. Für  Serienanfertigung nach Kundenvorgaben, die ohne vorherige 
Prototypenerstellung in Auftrag gegeben werden, haftet der Auftraggeber, soweit es sich nicht um 
grobe Fahrlässigkeit handelt, in jedem Falle selber. 

 
8. Der Lieferer haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern der Besteller 

Schadensersatzansprüche geltend macht, die auf vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Handeln 
oder Unterlassen des Lieferers beruhen. Soweit es sich jedoch um keine vorsätzliche 
Vertragspflichtverletzung handelt, haftet der Lieferer begrenzt auf den vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schaden. 

 
Der Lieferer haftet ferner nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern er schuldhaft eine 
wesentliche Vertragspflicht verletzt, in diesem Fall ist die Schadensersatzhaftung jedoch auf den 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. 
 
Die Haftung des Lieferers wegen schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit wird durch diese Regelungen nicht berührt, dies gilt ebenso für die gesetzlich 
zwingenden Haftungsbestimmungen des Produkthaftungsgesetzes. 
 
Eine Änderung der Beweislast ist mit diesen Regelungen nicht verbunden. 

 
9. Soweit in diesem Abschnitt (IX.) nicht etwas Abweichendes geregelt ist, ist die Haftung des 

Lieferers ausgeschlossen. 
 
 

 
X. Eigentumsvorbehalt  
 

1. Der Lieferer behält sich das Eigentum bei den einzelnen Liefergegenständen bis zum Eingang 
aller Zahlungen aus der Geschäftsverbindung mit dem Besteller vor.  

 
2. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem Besteller eine Verpfändung oder 

Sicherheitsübereignung der gelieferten Gegenstände untersagt.  
 

3. Bei Pfändungen und sonstigen Eingriffen Dritter in die einzelnen Liefergegenstände, an welchen 
ein Eigentumsvorbehalt besteht, hat der Besteller den Lieferer unverzüglich mündlich und 
schriftlich zu benachrichtigen. In diesen Fällen wird der Lieferer gegen den Pfändenden bzw. 
Dritten klageweise im Rahmen der Drittwiderspruchsklage vorgehen. Soweit der Pfändende bzw. 
Dritte nicht in der Lage sind, die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten des Lieferers nach § 
771 ZPO zu erstatten, haftet der Besteller für den entstandenen Ausfall.  

 
4. Bei einem vertragswidrigen Verhalten des Bestellers, insbesondere bei seinem Zahlungsverzug, 

ist der Lieferer nach angemessener Fristsetzung berechtigt, den Liefergegenstand 
zurückzunehmen; der Besteller ist zur Herausgabe verpflichtet. In der Zurücknahme des 
Liefergegenstandes durch den Lieferer liegt stets ein Rücktritt vom Vertrag. In der Pfändung des 
Liefergegenstandes liegt ebenfalls ein Rücktritt vom Vertrag.  

 
5. Der Besteller ist berechtigt, die Liefergegenstände im ordentlichen Geschäftsgang 

weiterzuverkaufen; er tritt dem Lieferer jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des 
zwischen dem Lieferer und dem Besteller für die Liefergegenstände vereinbarten Kaufpreises 
einschließlich Mehrwertsteuer ab, die dem Besteller aus der Weiterveräußerung gegen seine 
Abnehmer oder Dritte erwachsen. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der Besteller auch nach 
der Abtretung ermächtigt. Die Befugnis des Lieferers, die Forderungen selbst einzuziehen, bleibt 
von dieser Ermächtigung unberührt. Der Lieferer verpflichtet sich allerdings, die Forderung 
solange nicht einzuziehen, wie der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß 
nachkommt und nicht in Zahlungsverzug ist. Ist dies jedoch der Fall, so kann der Lieferer 
verlangen, dass der Besteller ihm die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt 
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gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt 
und den Schuldnern/Dritten die Abtretung mitteilt.  

 
6. Der Lieferer ist verpflichtet, die ihm zustehenden Sicherheiten insoweit auf Verlangen des 

Bestellers freizugeben, als ihr Wert die zu sichernden Forderungen, soweit diese noch nicht 
beglichen sind, um mehr als 10% übersteigt.  

 
 
XI. Unmöglichkeit, Vertragsanpassung 
 

1. Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller berechtigt, Schadenersatz nach den 
gesetzlichen Bestimmungen zu verlangen oder vom Vertrag zurückzutreten. Der Anspruch des 
Bestellers auf Schadenersatz neben oder statt der Leistung und auf Ersatz vergeblicher 
Aufwendungen beschränkt sich auf 10% des Wertes der Ware, die in Folge der Unmöglichkeit 
nicht geliefert werden kann. Weitergehende Ansprüche des Bestellers wegen Unmöglichkeit der 
Lieferung sind ausgeschlossen.  

 
2. Diese Beschränkung gilt nicht, soweit für Vorsatz, grobe Fahrlässigkeit oder die Verletzung des 

Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird. 
 

3. Mit diesen Regelungen ist keine Änderung der Beweislast verbunden. 
 

4. Sofern ein unvorhersehbares Ereignis im Sinne der Klausel III. 5. die Umstände, die zur 
Grundlage des Vertrages geworden sind, nach Vertragsschluss schwerwiegend verändert, was 
insbesondere der Fall ist, wenn sich die wirtschaftliche Bedeutung oder der Inhalt der Lieferung 
erheblich verändern oder auf den Betrieb des Lieferers die Ereignisse erheblich einwirken, so 
kann der Lieferer nach § 313 BGB Anpassung des Vertrages verlangen und soweit dies nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist, vom Vertrag zurücktreten. Gleiches gilt für den Besteller.  

 
 
 
XII. Weitere Schadensersatzansprüche 
 

1. Eine weitergehende als die in der Klausel IX. vorgesehene Schadensersatzhaftung ist 
unabhängig von der Rechtsnatur des Anspruchs ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere für 
Schadensersatzansprüche aus Verschulden bei Vertragsschluss, wegen sonstiger 
Pflichtverletzungen oder wegen deliktischer Ansprüche auf Ersatz von Sachschäden nach § 823 
BGB. 

 
2. Gleiches gilt für die Geltendmachung von Ersatz der nutzlosen Aufwendungen anstelle des 

Schadensersatzes. 
 
 
XIII. Zahlungsbedingungen, Aufrechnung 
 

1. Der Kaufpreis und die Entgelte für Nebenleistungen sind sofort zur Zahlung fällig.  
 
2. Die gesetzliche Mehrwertsteuer ist nicht in den Kaufpreis eingeschlossen, sie wird in gesetzlicher 

Höhe am Tag der Rechnungsstellung in der Rechnung gesondert ausgewiesen.  
 
3. Der Abzug von Skonto bedarf einer besonderen schriftlichen Vereinbarung.  
 
4. Aufrechnungsrechte stehen dem Besteller nur zu, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig 

festgestellt, unbestritten oder vom Lieferer anerkannt sind. Außerdem ist der Besteller zur 
Ausübung eines Rückbehaltungsrechtes insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf dem 
gleichen Vertragsverhältnis beruht.  

 
5. Scheck und Wechselhereingaben gelten erst nach Einlösung als Zahlung. Die 

Wechselentgegennahme bedarf immer einer vorhergehenden schriftlichen Vereinbarung. Bei der 
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Hereinnahme von Wechseln werden die bankmäßigen Diskont- und Einziehungsspesen 
berechnet und an den Besteller weitergegeben. Sie sind sofort in bar zu zahlen.  

 
 
XIV. Gerichtsstand, anwendbares Recht, Vertragsspra che, Erfüllungsort 
 

1. Sofern der Besteller Kaufmann ist, ist der Gerichtstand der Geschäftssitz des Lieferers. Der 
Lieferer ist jedoch berechtigt, den Besteller auch an seinem Wohnsitzgericht zu verklagen. 

 
2. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Geltung des UN-Kaufrechts 

sowie sonstiges ausländisches Recht ist ausgeschlossen. 
 

3. Die Vertragssprache ist deutsch. Bei Rechtstreitigkeiten ist allein die deutsche Fassung von 
sämtlichen Vertragsvereinbarungen zwischen den Parteien maßgeblich. 
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